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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—̃ — Nr. 16. 


(Nr. 4865.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Spandower Stadt⸗ 
Obligationen zum Betrage von 50,000 Rthlrn. Vom 22. März 1858. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Spandow mit Genehmigung der 
Stadtverordnetenverſammlung darauf angetragen hat, zur theilweiſen Beſtrei⸗ 
tung außerordentlicher, zur Einrichtung der ſtaͤdtiſchen Gasbeleuchtung erfor 
derlichen Ausgaben ein Anlehen von 50,000 Rthlr. aufzunehmen und zu die⸗ 
ſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene Stadt⸗ 
Obligationen ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit des F. 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
Zahlungsverpflichtung auf jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium zur Ausſtellung von 50,000 Rthlr. Spandower Stadt⸗-Obligationen, 
welche nach dem anliegenden Schema in 500 Apoints zu 100 Rthlr. auszu⸗ 
fertigen, mit fuͤnf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der 
Glaͤubiger unkuͤndbar, nach dem feſtgeſtellten Tilgungsplane durch Auslooſung 
oder Ankauf innerhalb vierzig Jahren von Zeit der Emiſſion zu amortifiren 
ſind, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, Unſere landesherrliche Genehmigung, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie⸗ 
digung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Maͤrz 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Königs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 
v. d. Heydt. v. Weſtphalen. v. Bodelſchwingh. 
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Ausgegeben zu Berlin den 29. April 1858. 
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Spandower 
Stadt⸗ 
Wappen. 


Spandower Stadt-Obligation 
uͤber 
Einhundert Thaler 
. 
Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom ten . 185. 
Geſetz-Sammlung de 185. Seite 


Wi wap a 57 e bare urkunden und bekennen 
iermit, daß der Inhaber dieſe u eins der hieſigen Stadt ei 
von 100 Rthlr., ſchreibe: een 
an en n Thalern 
reußi urant gegeben hat, deſſen Empfang wir hiermit beſcheinigen. Die 

Schuldſumme bildet einen Theil des zur n einer 5 7 Gal. 
beleuchtung in Gemaͤßheit des Allerhoͤchſten Privilegiums vom . ten... 
155. aufgenommenen Darlehns von 50,000 Rthlr. Die Ruͤckzahlung dieſes 
Darlehns geſchieht von der Emiſſion der Obligationen ab binnen ſpaͤteſtens 
vierzig Jahren nach Maaßgabe des feſtgeſtellten Tilgungsplans dergeſtalt, daß 
die darin jaͤhrlich ausgeworfene Amortiſationsrate im Haushaltsetat aufge⸗ 
nommen und aus dieſem Tilgungsfonds die Stadt-Obligationen vermittelft Aus— 
loojung oder freien Ankaufs binnen ſpaͤteſtens vierzig Jahren eingelöft werden. 
Die Stadtgemeinde Spandow behält ſich das Recht vor, den Tilgungsfonds 
durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch umlaufende 
Schuldverſchreibungen zu kundigen. Den Gläubigern ſteht kein Kuͤndigungs⸗ 
recht zu. Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen wer- 
den unter Bezeichnung ihrer Nummer, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, Öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung er⸗ 
folgt drei Monate vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatt der Koͤniglichen 
Regierung zu Potsdam und im Staats-Anzeiger. Jedesmal, ſobald eines dieſer 
Blätter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der Königlichen Regierung ein ent⸗ 
ſprechendes anderes Blatt gewaͤhlt werden. Bis zu dem Tage, an welchem 
ſolchergeſtalt das Kapital zuruͤckzugeben ift, wird daſſelbe in halbjaͤhrlichen Ter⸗ 
minen am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an gerechnet, mit fünf Pro⸗ 
zent jährlich verzinſet. Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt 
gegen bloße Ruͤckgabe der auszugebenden Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer 
Schuldverſchreibung, bei der Stadtkaſſe in Spandow, in der nach dem Eintritt 
des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverfchrei- 

bung 


u 


bung ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 


e Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. f 
Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 


dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 


nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu Gunſten der Stadtgemeinde Spandow. 

enn die zu tilgenden Obligationen ſtatt der Auslooſung aus freier Hand 
erworben werden, ſo ſollen die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal 
durch die oben bemerkten Blaͤtter oͤffentlich bekannt gemacht werden. In An⸗ 
ſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zinskupons finden 
die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Kupons Bezug habenden Vorſchrif— 
ten der Verordnung vom 16. Juni 1849. wegen des Aufgebots und der Amor: 
tiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere $$. 1. bis 13. mit nach: 
ſtehenden naͤheren Beſtimmungen Anwendung: 

a) die im H. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß dem Ma⸗ 
giſtrat gemacht werden, welchem alle diejenigen Geſchaͤfte und Befug— 
niſſe zuſtehen, welche nach der angefuͤhrten Verordnung dem Schatzmini⸗ 
ſterium zukommen; gegen die Verfuͤgungen des Magiſtrats findet Rekurs 
an die Koͤnigliche Regierung zu Potsdam ſtatt; 

b) das im H. 5. jener Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem hie— 
ſigen Koͤniglichen Kreisgericht; 

c) die in den $$. 6. 9. und 12. jener Verordnung vorgeſchriebenen Be⸗ 
kanntmachungen ſollen durch diejenigen Blaͤtter geſchehen, durch welche 
die ausgelooſten Obligationen veröffentlicht werden; 

d) an die Stelle der im F. 7. jener Verordnung erwähnten ſechs Zinszahlungs— 
termine ſollen vier, und an die Stelle des im F. 8. erwähnten achten 
Zahlungstermins ſoll der fuͤnfte treten. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons aus⸗ 
gegeben; die ferneren Zinskupons werden für fünfjährige Perioden ausgegeben 
werden. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Stadtkaſſe 
in Spandow gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons-Serie beigedruckten 
Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zins- 
kupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzei⸗ 
gung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet die 
Stadtgemeinde Spandow mit ihrem Vermoͤgen. b 

A e zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 

ertheilt. 

Spandow, den ten 185. 


Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterfchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiftratsmitgliedes.) 
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Serie I. 
Ons Rippen 
uͤber 
zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen Zinſen 
f der 


über 100 Rthlr. 
Inhaber dieſes Kupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe am 2. Januar 


18.1, die halbjährlichen Zinſen der Stadt⸗Obligation .. mit zwei Tha⸗ 
lern funfzehn Silbergroſchen aus der Stadtkaſſe in Spandow. 
Spandow, den . ten 18. 


Der Magiſtrat. 


Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


Dieſer Zinskupon wird unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Tage der Faͤlligkeit ab, erhoben wird. 


Talon 


zu der 


Spandower Stadt⸗Obligation = 


über 


100 Rthlr. à fünf Prozent verzinslich. 


Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der vorbenann⸗ 


ten Obligation die .... te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18 .. bis 18. 
bei der Stadtkaſſe in Spandow. 
Spandow, den en 18. 


Der Magiſtrat. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Magiſtratsdirigenten und eines anderen Magiſtratsmitgliedes.) 


(Nr. 4866.) 
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(Fr. 4866.) Statut fuͤr den Verband der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Huͤngeringhauſen, 
Kreis Waldbroel. Vom 6. April 1858. a b N 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der Grundſtuͤcke in dem Huͤngeringhauſer Bach: 
thale bei Huͤngeringhauſen, Kreis Waldbroel, nach Anhoͤrung der Betheiligten, 
dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843. $$. 56. und 57. (Gefeg-Sammlung vom Jahre 
1843. S. 51.) und des Geſetzes vom 11. Mai 1853, Artikel 2. (Geſetz-Samm⸗ 
lung vom Jahre 1853. S. 183.), was folgt: 


e 
Die Beſitzer der Grundſtuͤcke, welche in dem Huͤngeringhauſer Bach⸗ 
thale bei Huͤngeringhauſen gelegen und in dem Kataſterauszuge d. d. Denk⸗ 
lingen den 13. September 1856., ſowie auf dem dazu gehoͤrigen Situations⸗ 
plane des Wieſenbaumeiſters Boerner verzeichnet ſind, werden zu einem Wie— 
ſenverbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Be— 
waͤſſerung zu verbeſſern. 
Der Verband hat Korporationsrechte und ſein Domizil bei ſeinem jedes⸗ 
maligen Vorſteher. 
§. 2. 8 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäfferungsgräben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den be— 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feftzuftellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ꝛc. bleibt den Eigenthuͤmern über: 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor— 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
eee 3 von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 

? Der Bürgermeifter ſetzt die Hebeliften auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt unter Leitun 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten na 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen Nhe 

(Nr. 1866.) us⸗ 
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Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wie⸗ 
ſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbei- 
ten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen 
und die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu 
iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen fuͤr 
a Ge obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterblei- 

en duͤrfen. 


§. 4. 

Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in 
der Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an 
den Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige 
Vortheile erſetzt werden ſollte, ift Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten 
2 ee mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 
(etr. 9:9). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen— 
n erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 

ruar 1843. 


$. 5. 

Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bilden. 
Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und 
Verſaͤumniß erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlih pro Morgen eine 
von der Generalverſammlung der Wieſengenoſſen zu beſtimmende Verguͤtung. 


H. 6. 

Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
aße Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wie⸗ 
fenfchöffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Bürgermeifter beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver: 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. - n 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorfchriften für Gemeindewahlen 
zu beobachten. i 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 

nigte Wahlprotokoll. 997 
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H. 75 
Der Wieſenvorſteher iſt die ausführende Werwaltungsbehörde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: f 

a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewäfferungsplane mit Huͤlfe des betreffenden Wieſenbaumeiſters zu 
veranlaffen und dieſelbe zu beauflichtigen ; 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Mie- 
fenfchöffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkun⸗ 
den deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die 
Zuſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

f) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 

In Behinderungsfaͤllen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. 0 
H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die Generalver- 
ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal be⸗ 
ſtimmt. 

Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. Der Wiefenwärter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern für jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


& Hr 
Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten, und tiber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 
Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (ekr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
(Nr. 4866.) des 
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des Verbandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt⸗ 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer— 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. 

Dias Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebft einem Stellvertreter für jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. r 

0. 

Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung und 
der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen zu treffen 
und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler bedrohen. 

$. 11. 

Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung 
in Coͤln als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſterium fuͤr die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den Befugniſſen, 
welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 

§. 12. 

Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur unter landesherrlicher Ge— 
nehmigung erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. April 1858. 


Im Allerhoͤchſten Auftrage Sr. Majeſtaͤt des Koͤnigs: 
(L. S.) Prinz von Preußen. 


Simons. v. Manteuffel II. 


Redigirt im Bureau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(N. Decker). 
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